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Antrag auf Anpassung der Finanzordnung und Geschäftsordnung des 

AStA für den Aufschlag auf Aufwandentschädigungen 

 

 

Liebes Präsidium, liebe Mitglieder des Studierendenparlamentes, 

 

das Studierendenparlament möge beschließen: 

 

Ändere § 54 Abs. 1 und 2 der Finanzordnung zu: 

  

 

(1) Mitgliedern der Studierendenschaft, die sich in derart erheblichem 

Maße zeitlich für die Belange der Studierendenschaft betätigen, dass 

das Verfolgen des Studiums oder einer dem Unterhaltserwerb 

dienenden Nebenbeschäftigung eingeschränkt ist, kann seitens der 

Studierendenschaft eine monatliche Aufwandsentschädigung gewährt 

werden. Diese darf in ihrer Höhe den Bedarfssatz gemäß § 13 Abs. 1 

Ziffer 2 und § 13 Abs. 2 Ziffer 2 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) zuzüglich der 

Erhöhung des Bedarfs nach § 13a Abs. 1 des BAföG nicht 

übersteigen (Höchstsatz).  

 

(2) (entfällt)  

 

Ändere § 5 Abs. 1 der Geschäftsordnung des AStA zu: 

 

(1) Die Aufwandsentschädigung für die Mitglieder des AStA beträgt 

monatlich die Höhe des Förderungshöchstsatzes gemäß § 13 Abs. 1 

Ziffer 2 und § 13 Abs. 2 Ziffer 2 Bundesausbildungsförderungsgesetz 

(BAföG) zuzüglich der Erhöhung des Bedarfs nach § 13a Abs. 1 des 

BAföG. 
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Begründung: 
Erhöhung des Bedarfs nach § 13a BAföG 

Bisher wurde die Höhe des Aufschlages zum Ausgleich des Beitrages 
zur studentischen Krankenversicherung durch einen Beschluss des 
Studierendenparlamentes festgelegt. Orientiert wurde sich bei der 
Höhe dabei bisher an § 13a BAföG. Um den hohen Aufwand der 
regelmäßig notwendigen Beschlüsse zu reduzieren, soll sich die 
Bedarfshöhe auch hier direkt am BAföG orientieren. Dies ist bereits 
der Fall bei der Höhe der Aufwandsentschädigungen, die auf § 13 
BAföG Bezug nimmt und soll auch auf die Bedarfserhöhung bei 
studentischer Krankenversicherung § 13a ausgeweitet werden. 
 

Arbeitnehmeranteilausgleich Rentenversicherungsbeitrag 

Im Oktober 2022 traten einige gesetzliche Neuregelungen in Kraft. Neben 

dem nun gelten Mindestlohn von 12 Euro wurde auch die maximale 

Gehaltsgrenze im Minijob-Bereich von 450 auf 520 Euro angehoben. Zudem 

steig die Höchstgrenze für Beschäftigungen im Übergangsbereich (Midi-

Jobs) von 1300 auf 1600 Euro. Dabei wurde auch die Berechnung des 

Arbeitnehmeranteils (AN) geändert: 

September: 

𝐴𝑁 = 0,186 ∗ (
3000

3995
∗ 450 +

1300 −
3000
3995

∗ 450

1300 − 450
∗ (

2

3
∗ 𝐴𝐸 − 450)) −

2

3
∗ 𝐴𝐸 ∗

1

2
∗ 0,186 

 

Oktober: 

𝐴𝑁 =  
1600

1600 − 520
∗ (

2

3
∗ 𝐴𝐸 − 520) ∗

1

2
∗ 0,186 

 

Setzt man für die AE den BAföG-Bedarfssatz von 812 Euro ein ergäbe sich 

für September eine Arbeitnehmeranteil von 31,74 Euro. Für Oktober 2022 

ergäbe sich durch die Anpassung nur noch ein Anteil von 2,94 Euro. Die 

Verteilung wird hierbei auf die Arbeitgeberseite verschoben. Diese 

Neuregelung macht den Aufschlag zum Arbeitnehmeranteil des 

Rentenversicherungsbeitrages überflüssig. Der entstehende Aufwand für die 

Regelung steht nicht im Verhältnis zum Nutzen. Daher sollte dies vereinfacht 

werden um die Nachvollziehbarkeit zu erhöhen und die Lohnbuchhaltung zu 

vereinfachen. 
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